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Bund will mehr SiclTlerheit und
mehr Einfluss im Luftverkehr
Der Bundesrat will die Schweizer
Luftfahrt sicherer machen.
Ihr Gedeihen überlässt er aber
hauptsächlich dem Markt.
Von Bettina Mutter und Erwin Haas
Bern/Zurich. -Der Bund möchte die Lan-
desflughäfen starker beeinflussen. Das An-
gebot an Flugverbindungen will er jedoch
dem Markt überlassen, wie es irn neuen
Bericht zur Schweizer Luftfahrtpolitik
heisst. Eine direkte Beteiligung des Bun-
des an einer Flughafentragerschaft sei aus-
geschlossen, sagte Bundesrat Moritz Leu-
enberger, der den Bericht am Montag in
Bern den Medien vorsteilte.

Für die Sicherheit des Schweizer Luft-
verkehrs strebt der Bund einen Qualitäts-
standard an, der über dern Durchschnitt
der Branche liegt. Und er will rnehr Em-
fluss auf die Gestaltung der Landesflugha-
fen ausüben - diese lag bisher vorwiegend
in den Händen der Standortkantone -urn
ubergeordnete nationale Interessen
durchsetzen zu können, sagte Verkehrsrni-
nister Leuenberger.

Die Liberalisierung im internationalen
Luftverkehr habe dazu gefiihrt, dass die
Unternehmen nicht rnehr wie früher die
Swissair in ihrer geschutzten Monopol-
steilung - in jedem Fall von sich aus einen
hohen Sicherheitsstandard aufrechterhiel-
ten, schreibt der Bundesrat. Das Bundes-
arnt für Zivilluftfahrt àls Regulator soil
hartere Saiten aufziehen und wurde des-
haib in den letzten Monaten entsprechend

ausgebaut.
Die optimale Anbindung der Schweiz an

die internationalen Metropolen halt der
Bundesrat fur volkswirtschaftlich überie-
benswichtig. Er will dem Fiughafen Zurich
das Recht nicht verweigern, em Dreh-
kreuz des Luftverkehrs rnit Umsteigepas-
sagieren zu sein. Doch er verordnet dies
nicht als Strategie. Der Bund will gute
Rahrnenbedingungen für die Entwicklung
der Luftfahrt sc:haffen, überlässt sie aber
den rnarktwirtsc:haftlichen Regeln von An-
gebot und NachLfrage. Uber neue Träger-
schaftsmodelle für die Flughafen denkt
der Bund nach, seine direkte Beteiigung
schliesst er aber aus.
Luftfahrtlobby freut sich

Die Swiss, der Luftfalirtverband Aero-
suisse und das Zürcher Komitee Pro Flug-
hafen zeigten sich in ersten Reaktionen
über das Bekenntnis des Bundesrats zu ei-
ner starken Schweizer Luftfahrt erfreut.
Unique, die Betreiberin des Flughafens Zü-
rich, will sich erst nach eingehender Ana-
lyse des Luftfahrtberichts äussern. Zahlrei-
che ihrer Forderungen sind jedoch in dern
100 Seiten dicken Dossier, das noch den Se-
gen des Parlamentes braucht, erfüilt. Zu-
frieden zeigte sich auch die Zilrcher Volks-
wirtschaftsdirektorin Rita Fuhrer.

Moritz Leuenberger äussert sich im In-
terview mit dem <<Tages-Anzeiger>> auch
zu den Sudanflugen. Er wolle eine <<einver-
nehntliche Lösung mit Verbesserungen
für alle>>, bieibe aber realistisch. <<Es ware
falsch, Hoffnungen zu wecken, die ich
nicht heute und morgen einlösen kann.>
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Per Btrndesrat will beim
Flughafen mitreden

Von Erwin Haas

Der Bundesrat will die An- und
Abflüge in Kioten möglichst
kanalisieren, den Flughafen
Zurich aber nicht einschränken.
Er soil em Drehkreuz des Luft-
verkehrs bleiben dürfen.
Bern/Zurich. - Der Bundesrat halt an der
Uberzeugung fest, dass der Flughafen Zü-
rich für die export- und tourismusorien-
tierteSchweiz em Schlüsseiloch zu Europa
und Ubersee 1st und reibungsios funktio-
nieren muss. Den Entwurf zur Luftfahrt-
politik, den Verkehrsminister Moritz Leu-
enberger im Juli in die Vernehmiassung
gab, hat der Btmdesrat in einem zentralen
Punkt präzisiert: Unique soil den Fiughafen
gemäss den Spielregeln des Marktes, nach
Angebot und Nachfrage, als Drehkreuz
(Hub) betreiben können. Das sei em effi-
zientes Mittel, urn die Anbindung der
Schweiz an die Welt zu optiniieren. Mass-
nahrnen zur Lärmminderung müssten für
den Flughafen wirtschaft-
lich tragbar sein und dür-
fen thn gegenuber der
Konkurrenz irn Ausland
nicht benachteffigen. Das
gelte besonders für eine
allhállige Begrenzung von
Bewegungszahlen und Be-
triebszeiten. Die Landes-
regierung pocht aber auf
Nachhaltigkeit mid will
wirtschaftliche, okoiogi-
sche mid geseilschaftliche Vor- mid Nach-
teile des Luftverkebrs ausgewogen berück-
sichtigen.

Etwas Lärrnverteilung unvermeidbar

Essoilen moglichst wenige Bauzonen
von Uberschreitungen der Planungswerte
betroffen sein und so wenig Gebiete und
Menschen wie mögiich neu beschailt wer-
den. Deshaib soil der Lärm unter den fak-
tischen und rechtlichen Rahinenbedin-
gungen konzentriert werden. Der Bundes-
rat ist sich alierdings bewusst, dass auf

Grund der heutigen Lage <<eine gewisse
Verteiiung des Liirms> unumgängiich 1st.

Urn die okologischen Nachteiie der
Luftfahrt in Grenzen zu halten, will der
Bund mehr Kompetenzen. Er prüft <<den
Erlass von Nutzungseinschrankungen in
Gebieten, welche durch Fiugiarm belastet
werden>>, etwa speziairechtiiche Baulinien
und Lärrnzonen, die im Einvernehmen mit
dern Flughafen und dem Standortkanton
festgelegt würden. Generell wilnscht der
Bundesrat rnehr Einfluss auf Betriebsre-
glement, An- und Abflugverfahren mid Be-
triebszeiten, <<urn übergeordnete nationale
Interessen wahrnehmen zu können>>.

Diese Interessen sind handfester Art
mid kommen in den Zahien zur voikswirt-
schaftlichen Bedeutung des Schweizer
Luftverkehrs deutlich zurn Ausdruck: Die
Ziviliuftfahrt biete 154 000Personen Arbeit
(zurn Vergleich: Pharmaindustrie 70000,
Maschinenindustrie 100 ooo). Alhiin der
Fiughafen Zurich beschaftigt 20000 Perso-
nen, die sich 15000 Vollzeitstellen in i8o
Unternehrnen teilen. Der Tourismus gene-

Die Laildesregierung

misst dem Zürclier

Tor zur Welt grosste

Bedeutung bei.
rierte letztes Jahr landesweit gut 22 Milliar-
den Franken, fast Prozentdavon mit aus-
ländischen Gästen, von denen mehr als ein
Drittei mit dern Flugzeug anreiste. Gernäss
einer Studie des Bundesamtes für Raum-
entwicklung fliegen auch die Schweizer
selber viel: Jede in der Schweiz wohnhafte
Person unternehrne pro Jahr 0,87 Flug-
reisen, zu mehr als 90 Prozent in die Fe-
rien.

Zur urnstrittenen Frage, welche Fluge
volkswirtschaftlich wichtig mid nötig sind,
äussert sich der Bundesrat unverbindlich,
weil sich <<die Marktverhiiltnisse ständig
ändern>>. Direktrerbindungen in europäi-
sche Wirtschaftszentren und interkonti-
nentale Metropoien seien von grosser Be-
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deutung. Doch viele Schweizer Unterneh-
men nähmen auf Uberseestrecken Urn-
steigen und Zeitverluste in Kauf, wenn
sich damit signifikant sparen lasse.
Unique dfirfte zufrieden sein

Unique will sich zurn Luftfahrtbericht
des Bundesrats erst nach eingehender
Analyse äussern, dürfte aber wie die
Swiss, der Luftfahrtsverband Aerosuisse

und das Kornitee Pro
Fiughafen zahlreiche For-
derungen erfilllt sehen:

• Die Regierung halt die
direkte Anbindung des
Landes an die Welt für
sehr wichtig.

• Der Flughafen Ztirich
darf em Hub sein, wenn
ihm der Markt dies er-
moglicht, und er soil ge-

genuber der Konkurrenz im Ausiand nicht
benachteiigt werden.
• Der Bundesrat will den Flugiärm kon-
zentrieren.

• Die deutschen Anflugsperren sollen im
Gespräch mit Deutschland einvernehnilich
gelockert, anderseits weiterhin rechtlich
bekämpft werden. Alternative Anflugmog-

lichkeiten, einschliesslich des gekröpften
Nordanflugs, werden geprüft.
U Von einer Plafonierung halt der Bun-
desrat nichts: Die Landesflughäfen sollen
sich entsprechend der Nachfrage entwi-
ckeln können. Fachleute rechnen mittel-
fristig mit einer erheblichen Zunahme des
Luftverkehrs.

U Der Bundesrat prllft, ob em Tell der Ke-
rosinsteuer für den Binnenluftverkehr, die
pro Jahr rund 6o Mfflionen Franken ein-
trägt, für Umweltschutzrnassnahmen und
die Sicherheit des Flugverkehrs in den
Flughäfen und in der Luft eingesetzt wer-
den kann. Unique forderte, dass ihre Si-
cherheitskosten im Flughafen wie in ande-
ren Ländern vorn Staat getragen werden.

Zfircher Anliegen berficksichtigt

Volkswirtschaftsdirektorin Rita Fuhrer
sagte gestern auf Anfrage, der Bundesrat
habe die in der Vernehnilassung angemel-
deten Bedilrfnisse des Kantons Zurich be-
rücksichtigt. Solange der Bund allfãllige
Nutzungseinschränkungen in empfindli-
chen Gebieten im Einvernehmen mit ZU-
rich erlasse, sehe sie darin keinen Eingriff
in die Planungsautonomie des Kantons.
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